
Nichtigerklärung einer Marke — Rechtsanwaltskanzlei — Feh­
lendes wirtschaftliches Eigeninteresse an der Beantragung der 
Nichtigerklärung einer Kosmetikmarke — Merklicher Abstand 
zwischen der gedanklichen Verbindung, die von den für eine 
eingetragene Marke gewählten Wörtern hervorgerufen wird, und 
der üblichen Ausdrucksweise der angesprochenen Verkehrs­
kreise zur Bezeichnung der fraglichen Waren oder Dienstleis­
tungen oder ihrer wesentlichen Merkmale 

Tenor 

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2. Die Lancôme parfums et beauté & Cie SNC trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 6 vom 10.1.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 23. Februar 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Court of Appeal — 
Vereinigtes Königreich) — Maria Teixeira/London Borough 
of Lambeth, Secretary of State for the Home Department 

(Rechtssache C-480/08) ( 1 ) 

(Freizügigkeit — Aufenthaltsrecht — Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaats, die in einem anderen Mitgliedstaat gearbeitet 
hat und dort nach der Aufgabe ihrer Berufstätigkeit geblieben 
ist — Kind, das im Aufnahmemitgliedstaat eine Berufsaus­
bildung absolviert — Fehlen eigener Mittel zur Bestreitung 
des Lebensunterhalts — Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 — 

Art. 12 — Richtlinie 2004/38/EG) 

(2010/C 100/08) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Court of Appeal 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Maria Teixeira 

Beklagter: London Borough of Lambeth, Secretary of State for 
the Home Department 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Court of Appeal (Vereinigtes 
Königreich) — Auslegung der Richtlinie 2004/38/EG des Euro­

päischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über 
das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich 
im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und auf­
zuhalten (ABl. L 158, S. 77) und des Art. 12 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft 
(ABl. L 257, S. 2) — Aufenthaltsrecht einer Unionsbürgerin 
im Vereinigten Königreich, der die Erwerbstätigeneigenschaft 
nicht erhalten blieb und die mehr über kein Aufenthaltsrecht 
gemäß den Bestimmungen über die Freizügigkeit der Arbeitneh­
mer verfügt — Recht des Kindes einer solchen Unionsbürgerin, 
sich im Vereinigten Königreich aufzuhalten, um dort eine Be­
rufsausbildung abzuschließen — Recht der Mutter, sich als Per­
sonenberechtigte mit dem Kind dort aufzuhalten 

Tenor 

1. Einem Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats, der im Hoheits­
gebiet eines anderen Mitgliedstaats beschäftigt gewesen ist, in 
dem sein Kind eine Ausbildung absolviert, steht in seiner Eigen­
schaft als Elternteil, der die elterliche Sorge für dieses Kind tatsäch­
lich wahrnimmt, unter Umständen wie denen des Ausgangsver­
fahrens ein Recht zum Aufenthalt im Aufnahmemitgliedstaat auf 
der Grundlage allein von Art. 12 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 über die Frei­
zügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft in der 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2434/92 des Rates vom 
27. Juli 1992 geänderten Fassung zu, ohne dass er die in der 
Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger 
und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mit­
gliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der 
Verordnung Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 
64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 
75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 
93/96/EWG festgelegten Voraussetzungen erfüllen muss. 

2. Das Recht zum Aufenthalt im Aufnahmemitgliedstaat, das der 
Elternteil genießt, dem die elterliche Sorge für ein Kind tatsächlich 
zukommt, das gemäß Art. 12 der Verordnung Nr. 1612/68 sein 
Recht ausübt, eine Ausbildung zu absolvieren, hängt nicht von der 
Voraussetzung ab, dass dieser Elternteil über ausreichende Exis­
tenzmittel verfügt, so dass er während seines Aufenthalts keine 
Sozialhilfeleistungen dieses Mitgliedstaats in Anspruch nehmen 
muss, und über einen umfassenden Krankenversicherungsschutz 
in diesem Staat verfügt. 

3. Das Recht zum Aufenthalt im Aufnahmemitgliedstaat, das der 
Elternteil genießt, dem die elterliche Sorge für ein Kind eines 
Wanderarbeitnehmers tatsächlich zukommt, während das Kind 
eine Ausbildung in diesem Staat absolviert, hängt nicht von der 
Voraussetzung ab, dass einer der Elternteile des Kindes zu dem 
Zeitpunkt, zu dem es seine Ausbildung begonnen hat, als Wan­
derarbeitnehmer in diesem Mitgliedstaat berufstätig gewesen ist.
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4. Das Recht zum Aufenthalt im Aufnahmemitgliedstaat, das der 
Elternteil genießt, der die elterliche Sorge für ein Kind eines Wan­
derarbeitnehmers tatsächlich wahrnimmt, während das Kind eine 
Ausbildung in diesem Staat absolviert, endet mit dem Eintritt der 
Volljährigkeit dieses Kindes, sofern es nicht weiterhin der Anwe­
senheit und der Fürsorge dieses Elternteils bedarf, um seine Aus­
bildung fortsetzen und abschließen zu können. 

( 1 ) ABl. C 32 vom 7.2.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 25. Februar 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesver- 
waltungsgerichts — Deutschland) — Müller Fleisch 

GmbH/Land Baden-Württemberg 

(Rechtssache C-562/08) ( 1 ) 

(System zur Überwachung der bovinen spongiformen Enze­
phalopathie — Verordnung (EG) Nr. 999/2001 — Mehr als 
30 Monate alte Rinder — Schlachtung unter normalen Be­
dingungen — Fleisch für den menschlichen Verzehr — 
Zwangstest — Nationale Regelung — Untersuchungspflicht 

— Ausweitung — Mehr als 24 Monate alte Rinder) 

(2010/C 100/09) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesverwaltungsgericht 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Müller Fleisch GmbH 

Beklagter: Land Baden-Württemberg 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesverwaltungsgericht — 
Auslegung von Art. 6 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang III 
Kapitel A Teil I der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 mit 
Vorschriften zur Verhütung, Kontrolle und Tilgung bestimmter 
transmissibler spongiformer Enzephalopathien (ABl. L 147, S. 1) 
in der durch die Verordnung (EG) Nr. 1248/2001 der Kommis­
sion vom 22. Juni 2001 (ABl. L 173, S. 12) geänderten Fassung 
— Verpflichtung, alle mehr als 30 Monate alten Rinder, die in 

normaler Weise für den menschlichen Verzehr geschlachtet wer­
den, auf BSE zu testen — Nationale Rechtsvorschriften, die die 
Untersuchungspflicht auf alle mehr als 24 Monate alten Rinder 
ausweiten 

Tenor 

Art. 6 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 mit Vorschriften zur 
Verhütung, Kontrolle und Tilgung bestimmter transmissibler spongi­
former Enzephalopathien und Anhang III Kapitel A Teil I dieser 
Verordnung in der durch die Verordnung (EG) Nr. 1248/2001 der 
Kommission vom 22. Juni 2001 geänderten Fassung stehen einer 
nationalen Regelung, wonach alle über 24 Monate alten Rinder Un­
tersuchungen auf bovine spongiforme Enzephalopathie unterzogen wer­
den müssen, nicht entgegen. 

( 1 ) ABl. C 69 vom 21.3.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 25. Februar 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Fővárosi Bíróság — 
Ungarn) — Sió-Eckes kft/Mezőgazdasági és Vidékfejlesztési 

Hivatal Központi Szerve 

(Rechtssache C-25/09) ( 1 ) 

(Gemeinsame Agrarpolitik — Verordnung (EG) Nr. 2201/96 
— Gemeinsame Marktorganisation für Verarbeitungserzeug­
nisse aus Obst und Gemüse — Verordnung (EG) 
Nr. 1535/2003 — Beihilferegelung für Verarbeitungserzeug­
nisse aus Obst und Gemüse — Verarbeitungserzeugnisse — 
Pfirsiche in Sirup und/oder natürlichem Fruchtsaft — 

Fertigerzeugnisse) 

(2010/C 100/10) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Fővárosi Bíróság 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Sió-Eckes kft 

Beklagte: Mezőgazdasági és Vidékfejlesztési Hivatal Központi 
Szerve
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